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Die nächste LUPE er- 

scheint Anfang Sep- 
tember. Redaktions- 
schluß für Heft 4/1977 
ist der 19, Aug. 1977 

Lieber Leser, der Seiten nicht so 

ganz. Zu unserer Ent- 

lastung aber können 
wir sagen, daß es sich 

ausschließlich um 

Fehler der Druckerei 

handelte. 

dieser Ausgabe der LUPE 

wollen wir zunächst 

eine Entschuldigung für 

die letzte Ausgabe, 
Heft 2/1977, voran- 
stellen. Wie viele 

sicherlich gemerkt 

haben werden, trug der 

Titel der Ausgabe die 

Nummer 4. Auch stimnte 

es mit der Numerierung 

Wir hoffen, daß das 

vorliegende Heft von 
derartigen Mängeln 
frei ist. 
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STELLV. des CHEFREDAKTEURS 

ORDNUNGSMASSNAHMEN UND SCHULSTRAFEN 

GEGENÜBER SCHÜLERN 
Bezug: Rundverfügung vom 16. März 1961 —6/III 5 —1/1 1) 

Aus der Rundverfügung des Schulkollegiums beim Regierungspräsidenten 
2 

in Münster vom 24.1.1975 — 35 A/19.5 - 1/1) 

Das oberverwaltungsgericht Münster hat in einem Einzelfall mit Be- 

schluß v. 2.10.74 —V B 922/24 —rechtskräftig entschieden, daß die 
Schulstrafe der Verweisung mangels entsprechender gesetzlicher Re- 
chtsgrundlage und wegen der Unklarheit über ihre genaue Tragweite 

2. Zt. rechtswirksam nicht verhängt werden kann. In diesem Beschluß 

deutet es zugleich an, daß die Schulstrafe der Entlassung angesichts 
der vorhandenen Klarheit über ihre genauen Auswirkungen bis auf wei- 

teres ihre Rechtsgrundlage im Gewohnheitsrecht finden könne, 

Das Verwaltungsgericht Düsseldorf hat durch Urteil wom 29.11.74 —

1 K 2225/73 -—in einem Einzelfall den Beschluß einer Gesamtkonferenz, 
mit dem ein Schüler von der Schule entlassen worden war, aufgehoben. 

Das Gericht hat. in der mündlichen Urteilsbegründung die Auffassung 

vertreten, daß eine Schulstrafe von dieser Tragweite nicht auf einen 

Erlaß des Kultusministers gestützt werden könne, sondern eine gesetz- 

liche Regelung voraussetze. Abweichend hiervon hat das Bundesverwal- 
tungsgericht in dem Beschluß vom 9.11.1973 — VII B 62.73 — zwar eben- 

falls eine gesetzliche Regelung fordert, jedoch ausdrücklich. die Auf- 

fassung des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz gebilligt, daß in 
Anlehnung an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und 

an frühere Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts entschieden 

hatte, aus Gründen der Rechtssicherheit und zur Sicherung der Funk- 
tionsfähigkeit der Lehranstalten sei es unsrläßlich, für eine Über- 
gangszeit noch auf eine rechtsförmliche Ausgestaltung des schuli-’

schen Disziplinar- und Ordnungsrechts zu verzichten. 

Gegen das Urteil des' Verwaltungsgerichts in Düsseldorf ist inzwischen 
Berufung eingelegt worden. Bis zu einer Neuregelung des Disziplinar- 
und Schulordnungsrechts bitten wir zunächst nach den bisherigen Vor- 

schriften zu verfahren. 

Dabei ist folgendes zu beachten: 

(1) Als förmliche Schulstrafe kommt nach den bisherigen Vorschriften 
bei schulpflichtigen Schülern der Ausschluß vom Schulbesuch in Be- 

tracht. 



Der Ausschluß vom Schulbesuch i 

=, Land j Pflichtgesetz —SchPf1c) > Nordrhein-Westfalen (Schul- 

. . I — . 

AT II A 6.36 - 80/0 Nr.2716/71 DIE OWELT Heute, wo jeder weiß, staatliche Tarnkappe 
daß er ungestraft beine aufgesetzt hat. 

giums 

Es ist noch nicht lange 
her, da lag ein Gegetz- 
entwurf, die Überwa- 
chung von Gesprächen 
konspirativer Anwälte 
mit ihren inhaftierten 

Mandanten betreffend, 
dem Bundestag vor. Der 
Bundes justizminister 

Meinung sagen oder auch 
schimpfen kann, daß ihm 
bei Demonstrationen ein . hohes Maß an Gewalt und 

öffentlicher Unordnung 
ungestraft durchgeht, 
heute ist es eine 

völlig natürliche und, 
im Gegenteil, als Aus- 

(=) 

Es ist deshalb dieser 

Rechtsstaat, der eich 
zu wehren hat - mit 

allen Mitteln, die 
ihm nach seiner Ver- 

fassung und veinen 
Gesetzen zur Verfü- 

i " Staat be- Die A sen Gedanken für rich su Beinen Die Bluttat in Karle- hndung von begangenen Schulordnun tig - zunächst. Der erüßenswerte Haltung, b ird 
("St 8Swidrigkeiten mit ruhe aber wird nun rafarbeiten") ist unzulässig, Die Hausaufgaben Entwurf scheiterte an wenn der Durchschnitts- wieder bewirken, was 
serer Rundverfügung v, I > s ergibt sich eindeutig aus un- der Entschlossenheit bürger den Standpunkt dla Toßfeinde unserer 

rechtsstaatlichen kin- 

richtungen eben er- 
reichen wollen, den 

, "Maßnahmen 
n welcher die zulässigen Diszipli- Ze 

m 

der Schule gegenüber Schülern", 
narmaßnahmen aufgeführt sind; 
"Strafarbeiten!! sind dort 
nicht als zulässige Diszipli- 
narmaßnahmen enthalten, Außer- 
dem ergibt sich das Verbot 

von Strafarbeiten aus Nr. 1,4 
des Erlasses v, 2.5.1974 betr, 

"Hausaufgaben für die Klassen 
1 bis 10 aller Schulformen! 
(GABI. S, 249): "Hausaufga- 
ben, die „,, der Diszipli- 

nierung dienen, sind nicht 
zulässig. 

(Fortsetzung folgt) 
T-il 4 "Schulstrafen! 
rschien in LISA 1/77 

AMT 
zut 

TERRURISHAUS 

Patentlösungen 

gewisser Demokraten, 
die liberale kErrungen- 
schaft des nicht abge- 
hörten Anwaltsverkehrs 
höher einzustufen als 
die Sicherheit des 
Staates und seiner 

Bürger. 

(...) 
Es ist vielmehr so, daß 
niemand im Lande noch 

Furcht vor dem Zuge- 
hörtwerden hat. Der- 

gleichen gab es in 
Zeiten des Obrigkeits- 
stanten. 

Kölner Zisd-Anzeiger Zisdı-Anzeiger Zisd-Anzeiger 

einnimmt: "Die können 

ruhig hören, was ich 
n 

Base. E. v. Loewenstern 

FrunktfurterBundschou 
Ihr ebenso gnadenlos 
wie fanatisch ver- 

folgtes Ziel ist es, 
durch ihre eigenen 
Aktionen diesen Staat 

erst zu dem zu machen, 
als das sie ihn ent- 

larven wollen: zu 

einem Polizcistaat, 
der sich eine rechts- 

lauten Ruf mancher 
Politiker und vieler 

Bürger nach einen 
übermächtigen Staat, 
nach einem Staat, der 
das Recht hätte, sein 
eigenes Recht zu beu- 
gen und seine Ver- 

fassungsvorschriften 
und -gesetze zu mi)- 
achten. 

Wieder wird jetzt 
böser Hohn über alle 

jene ausgeschüttet 
werden, die sich durch 
kein Ereignis in der 
Überzeugung irre 
machen lassen, daß ein 
freiheitlicher Rechts- 
staat nicht die Frei- 

heit seiner Bürger 
Stück um Stück außer 
Kraft setzen kann, um 
eben diese zu bewahren. 

Werner Holzer 

Der von parteipoli- 
tischen Interessen 

mitbestimmte Dispüt 
darüber ist schon 

wieder in vollem Gat- Gatı- Gat- 
re, ob der Stnat rich 



nun, auch in seiner 
gesetzlichen Ausstat- 
tung, besser rüsten 
müsse gtgen die Pest 
des Terrorismus oder 
ob er nicht eher noch 
freiheitlicher werden 

müsse, um den Ter- 
roriseten die Argumente 
für ihr schändliches 

Tun zu entrücken - bis 
gie es eines Tages 
aufgeben, einsichtig 
werden, bereuen? 

(se) 
Die Visior von dem 

Staat, der immer frei- 
heitlicher wird, mit 
dem Ende, daß die Ter- 
roristen schließlich 
schluchzend von ihrem 

bösen Tun ablassen, 
eine Gefängnisstrafe 
auf sich nehmen unü 
als Sozialarbeiter 
syntemirmanent an der 
gesellecnaftlichen Er-- 

, Neuerung arbeiten, ist 
kindlich. Also Härte? 
Gewiß wird mit einer 

Stärkung von Strafan- 
drohungen der Ter- 
rorisemus nicht aus der 

Welt geschafft. Aber 
er wird dadurch ein 
Stück weiter isoliert, 

Fr. Karl Fromme 

In der Flut der Re- 
aktionen auf den Mord 

von Karlsruhe spiegeln 
sich Abscheu, Enporung 
und Trauer. Die allge- 
meine Einschätzung, 
der Mord sei ein An- 

schlag’ auf den Rechts- 
staat, auf die frei- 
heitliche demokratische 

Grundordnung der Run- 
desrepublik, ist rich- 
tig. Die Herausforde- 
rung trifft alle. Um 

so peinlicher wirkt es, 
wenn Übereifrige links 
und rechts selbst in 
dieser Situation 

nichts anderes wissen, 
als auch noch daraus 

Propagenda zu machen, 
Da klagt einer, er 
fürchte, daß der Nord 
"für die konservativ- 

Als vor einigen Jahren 
die Öberstufenreform 
an den Gymnasien des Landes eingeführt wurde, 

wollte man den Schülern 

damit die Möglichkeit 
Beben, ihren Neigungen 
entsprechende Unter- 
richtsfächer wählen zu 
können, Doch die danit 

verbundenen Hoffnungen 
vieler Schüler wurden 
alsbald enttäuscht. 

Das System wurde sehr 
schnell so verändert, 
daß dem Schüler nur 
noch ganz bestimmte 
Wahlkombinationen 

übrig blieben - be- 

stimmte Fachbereiche 
müssen abgedeckt, Be- 
dingungen durch die 
Wahl erfüllt werden. 

Abenteuerliche Vor- 

ausplanungen mußten 
für die Schullaufbahn 
Jedes Schülers aufge- 
stellt werden. Von den 

ursprünglichen Gedan- 
ken der Reform blieb 
nur noch die Verwal- 

tungsarbeit übrig. 

Jedoch einen Vorteil 

der Reform gibt es 

noch, doch steht zu be- 
fürchten, daß es ihn 
bald nur noch gegeben 

in der Bundesrepublik 
den willkommenen Anlaß" 
darstellen werde, 
"durch Vermengung von 
Terrorismus und aysten- 
kritischer Politik 

weitere Einschrilinkungen 
um Grund- und Frei- 

heitsrechte vorzu- 
nehmen", Und ein an- 

derer beschuldigt weite 
Teile der Bonner Re- 

gierungsparteien, sie 
hätten sich in einer 

penetranten Anbiederung 
an radikale Elemente 

gefallen, die nun mit 
dieser blutigen De- 
monstration eine 

Quittung erhalten habe, 
Noch sind solche Stin- 
men die Ausnahnme., 

Blieben sie es nicht, 
wäre die unerläßliche 
Geschlossenheit im 

Kampf gegen den Ter- 
rorismus ein hoffnungs- 
loses Unterfangen. 

Hans Reiser 

haben wird. Mußte der 

Schüler im alten Systen 
in allen sogenannten 

Hauptfächern (Deutsch, 
Englisch, Mathematik, 
usw.) echriftliche Ar- 

beiten liefern, so ist 
dies nach der Reform 
nur noch in den von 

Jedem Schüler gewählten 
beiden Leistungskursen 
und in zwei weiteren 
Grundkursen erforder- 
lich, 

Doch damit ist es nach 

den Flänen des Kultus- 
ministers in Düsseldorf 
bald vorbei. Natürlich 
nicht mit dem Schreiben 

der Arbeiten, sondern 
mit der Beschränkung 
auf nur vier Fächer. 

Nach den neuen Vor- 
schriften soll e8 den 

Lehrkräften in jedem 
Kurs (Sport natürlich 
ausgenommen) möglich 
gemacht werden, den 
Schülern sogenannte 

Tests in schriftlicher 
Form abzuverlangen. 

Eine Steigerung des 
Leistungsedrucks also? 
Ein verfeinertes 
Selektionsverfahren, 
daß die Hochschulen 
entlasten soll? Auf 

Man muß zu dem Schluß 

gelangen, dnßB die Ver- 
fasser derartiger Pläne 
im Kultusminioterium 
schon lange keine 
Schule mehr von innen - 

sofern überhaupt - ge- 
gehen haben. 

jeden Fall eine uner- 

111. Teil Die ersten beiden Teile dieser Reihe waren der Darstellung der an der Be- 

rufsausbildung interessierten gewidmet. Im dritten Teil sollen die 

Aus den verschiedenen 
Interessen der einzelnen 

Gruppen lassen sich, 
nuch wenn diesea pro- 

blematisch ist, grund- sätzliche Forderungen an dan Bildungssystem, wel- 

ches ja eine den Inter- 
eosen der Gruppen ent- 
sprechende Ausbildung 
vermitteln sollte, ab- 

leiten. 

Bevor nun das gegen- 
wärtige Berufsbildungs- 
pystem, wie es heute 
besteht, erläutert wird 
und im Anschluß daran 
die Vorstellungen der 

einzelnen Gruppen Zu 
einer möglichen Ände- 
rung dieses Berufsbil- dungssystens dargestellt 

werden, sollen aus den 

jeweiligen Interessen einige Anforderungen ab- 

geleitet werden. 

Drei Anforderungen an 
die berufliche Erstaus- 
bildung lassen sich für 

alle Gruppen gemeinsam 
feststellen: 

- Erreichung einer be- 
ruflichen Quali- 
fikation, 

Anforderungen der Gruppen an. da. 
Berufsbildungssystem, die sich au 
ihren Interessen ableiten lassen 

Gruppen 
vorgestellt werden. 

bildende Fächer (74 
Prozent der Schüler). 

Weiterhin wurden die 

pädagogischen Fähig- 
keiten des Lehrpersonals 
bemängelt und der Wunsch 
nach einem größeren 
Fächerangebot und nach 
stärkerer Betreuung und 

Beratung geäußert. 
Die Anforderungen der 
Gewerkschaften an die 
berufliche Erstausbil- 
dung sind fast identisch. 
Es sind dies 

Re- - bessere und breitere 
fachliche Ausbildung 
(Vermittlung von poly- 
valenten Lerninhalten, 
d. h. mehrfach ver- 
wendbare Lerninhalte), 

- mehr Allgemeinbildung. 

Die Arbeitgeberseite 
legt mehr Wert auf die 
Vermittlung einer fach- 

spezifischen Qualifi- 
kation (engere Fachaus- 
bildung), außerdem soll 
das Berufsbildungssystem 
dem Auszubildenden eine 
bessere "Sozialisations- 
fähigkeit" vermitteln, 

- Erreichung einer 
Gleichwertigkeit der 
Berufsausbildung ge- 
genüber allgemeinen 
Bildungsabschlüssen 
(z. B. "mittlere 
Reife", Abitur), 

- Erreichung einer be- 
ruflichen Mobilität 
durch die berufliche 

Erstausbildung. 

Eine vierte Anforderung 
an die Berufliche Erst- 

ausbildung wird nur von 
den Auszubildenden be- 
ziehungsweise den Ge- 
werkschaften und der 
gierung aufgestellt, 
und zwar 

- Allgemeinbildung 
innerhalb der beruf- 
lichen Erstausbildung. 

Bei einer Umfrage unter 
Berufsschülern kriti- 
sierten diese 

- zu wenig praktische 
Ausbildung (80 Pro- 
zent der Schüler), 

- zu wenig theoretische 
Ausbildung (68 Pro- 
zent der Schüler), 

» gu wenig allgemein» 



d. h. besseres Anpassen 
an bestehende Gruppen 
und deren Ordnung. 
Ebenso soll der Auszu- 
bildende zu einem lern- 
fähigen, also zu einen 
sich auf Änderungen be- 
ziehungsweise Neuerungen 
einstellenden Arbeit- 
nehmer in der beruf- 

lichen Erstausbildung 
ausgebildet werden. 
Man darf auch nicht ver- 

kennen, daß ein Teil der 
Unternehnen große An- 
strehgungen zur Spezial- 
ausbildung ihrer Auszu- 
bildenden und späteren 
Arbeitnehner machen. 
Der Staat fordert von 

der beruflichen Erst- 
ausbildung beziehungs- 
weise vom Berufsbil- 

dungseysten, daß es 
- den einzelnen be- 

fähigt, sein per- 

Wertfrei und neutral 

- WIE "GLEICHGEWICHTIG" 

sönliches, beruf- 
liches und soziales 
Leben selbstverant- 
wortlich gestalten 

zu können, 
- die berufliche 

Flexibilität sichert, 
- bessere soziale 

Chancen sichert, 
- den Leistungsanfor- 

den Parteien und Inter- 
essengruppen hervor- 
rufen, denn die Anfor- 
derungen sind ja nicht 
80 Sehr unterschiedlich. 
Betrachtet man das be- 

stehende Berufsbildungs- 
eyatem und speziell die 

einzelnen Forderungen 
zur Änderung dieses 
Systems, 80 wird deut- derungen der Industrie-lich, was welche Gruppe 

gesellschaft gerecht 
wird (berufliche 
Qualifikation), 

- die Gleichwertigkeit 
der beruflichen und 
allgemeinen Bildung 
verwirklicht. 

Der Leser mag sich 

Jetzt fragen, wo denn 
die Sravierenden Unter- 

Schiede liegen, welche 
die‘großen Konflikte 

OST unD west ? WELCHE ABSICHTEN VERFOLGEN DIE SOWJETS MIT IHRER RÜSTUNG ? ERSETZT ENTSPRANNUNGSPOLITIK DIE VERTEIDIGUNGSPOLITIK ? I | OBERLEUTNANT KULLAK, 

un >". JUGENDOFFIZIER Aus UNNA, 1977, 20.00 uur IM HOTEL BRACHT, FREIENOHL Flugblatt der Jungen Union Meschede 

tatsächlich von diesem 

Berufsbildungssystenm 
erwartet. Hier wird Jede 
der einzelnen Gruppen 
Farbe bekennen müssen, 
denn mit der Aufstellung 
oder Kundtuung wohl- 
klingender Forderungen 
ist es nicht getan. 

Fortsetzung im nächsten Heft 

"MESCHEDER WOCHE”

YUNGE UNION FRETENORL 

las etwa 30% aller u 
4-4 Stunden ech, Sn IE 5-6 Stunden und ebenfalls ° 
10% 6-8 Stunden Musik En m 

ron (Emnid-Insti . EL 

chen Musikhö 5 8 

ile sicherlich nicht Me e a 
Linie das Nachdenken ü a bewirkt, sondern ae 

kung vom Alltag. Das nr > 
nach Real ling LuuT Nez Bir gesehen, folgende rg me a lie besonders gut nk an, 
ren von Musik befriedig FT 1. Überwindung der Einsam 

2 Trostvermittlung R a, Lebensbewältigung” n 
\ durch Traum und Illusio 

passive Aufnehmen von Musik 

"eingelulnlt. 
VOLKSMUSIK 

Ü Leder 

Wenn man an nn Take ' a schreiben w SR 5 nen 
n BT aß es mal. feststellen, e ; 2 

nLade zwischen BEER 
Volksliedern und politisc 

lodern gibt. i_ u. An horkömmliches Volkslied is a äirsen der Bauern", 
„,„RBR,: "Im Märzen der enge 

e{n politisches Lied ist dageg 

N, ein 

2.B.,3 Nrotz BEER, 2 Er »volutionslied von Ferdin \ 

ist.) hin 

Während "herkömmliche De 
der" mit der Umwelt des en nen wenig zu tun haben und wa 

scheinlich auch en en werden, fä 

n haben und daß ma 

kann. Manchmal werden sogar au 
alte Melodien und re 
neue Texte gereimt, wie 2. . 
Liedern gegen Atomkraftwerke: 

"Wir sind uns einig in unserer 
ee gebaut 

W,KKW wird nic aut, 

an hs hier leben und nicht 
nicht erlauben ler unsere Gesund- 

i e r politische Hintergrun 
ne Volkslieder kann nn en 

bezogen werden. 

i d frei" : 

sie erraten \ _ 

iche Schatten u 
ee kann sie wissen 

kein Jäger erschießen 
mit Pulver und Blei 

i 4; 1 danken sind frei! ie Lied ist zwischen 1780 
j i Schweizer d 1800 in einem 

Gerängiie entstanden und ist 9 



is heute populär geblieben, 
] immer wieder verbo- 

ten wurde und durch bestimmte . 

Testzusätze in anderen Stropheng 
verharnlost werden sollte. 

Verbreitet wurde es auf Flug- 
blättern in einer Zeit, in der 
lie Restauration Europas alle 
demokratischen Ansätze nieder- 

schlug. 
Das Lied kann aber auch noch 

in der heutigen Zeit gesungen 
werden, nicht nur aus Tradition, 
sondern weil man es auch sehr 

rut auf die heutige Zeit bezie- 
hen kann: Abhöraktionen, Berufs- 
verbote ! 
Die alten Volkslieder befassen 
sich meistens mit : 

- den Bauernkriegen im 16. Jahr- 
hundert, man wendet sich gegen 
Leibeigenschaft, Ernteabgaben 
und Unterdrückung 

- der Industriealisierung, Lie- 

der gegen Anschaffung .von Ma- 
schinen und gegen Rationali- 

sierungen, die Armut und Hun- 
ger für die Bevölkerung bedeu- 
ten 

- der Abschaffung des Adels in 
den Revolutionen 1820,1830 und 
1848. 

Jeder von uns kann diese Volks- 

Lieder singen und sie als Mittel 
reren Unterdrückung, Einschrän- 
kung der Freiheit oder Gefährdung 
der Gesundheit einsetzen.Die De- 
mokratische Tradition des Lied- 
rubes ist leider nahezu verschüt- 

hot. Vor allem Jugendliche behaup- 
kon sehr oft, Volksmusik sei nicht 
Nin", Sie haben wahrscheinlich die 
falschen Vorstellungen von der "al 
kon" aber oft sehr guten Volksmu- 

:O 
oe 2 

-% 

=) 

= 

daß in der Positiv zu bemerken ist, letzten Zeit einige Sänger und Grup- pen die Volkslieder im wahrsten Sinne des Wortes ausgekramt haben, Zu nennen sind hier Hannes Waader, Walter Mossmann, Fiedel Michel USWe esse 00. 

Unter dem Titel "Lieder der Frei- 
heit" hat das liberale Zentrum 

Stuttgart eine Platte mit Frei- 
heitsliedern der liberalen Re- 

volution von 1848 herausgegeben. 
Feudalismus, Unterdrückung und 
Knechtschaft, wirtschaftliches 
Elend waren Ursache für den Auf- 

stand des Bürgertums gegen den 
Adel und die Willkür des "Poli- 
zeistaates".Damals entwickelten 

sich klassische Begriffe des 
Rechtstaates : 

- Bindung aller Zweige der Öf- 
fentlichen Gewalt an das Ge- 
setz i 

- Gesetzgebung nur mit Zustim- 
mung der Volksvertretung 

- unabhängige Richter 
Diesen Kampf gegen Adel und 
Tyrannei beschreiben die Tex- 
te der vierzehn Lieder, die 
auf der Platte von !"Teddy und 
Mike" vorgestellt werden. Die 
Mitglieder des Duetts sind 
der Stuttgarter FDP-Bundes- 
tagskandidat Gernot von Baer 
und Michael Schmid. Die LP mit 

den leider immer noch - oder 

gerade wieder - aktuellen Frei- 
heitslieder von 1843 kann man 
für 15,-- DM beim Liberalen 
Zentrum in 7ooo Stuttgart 1, 
Silburgerstr. 37, bestellen. 

uso-Chef Benneter stolperte 
ıber ber die Frage "Zusammenarbeit 
‚F Kommunisten" und weil er 

Innn auch noch die Kommunisten 

ıLs Ls politische Gegner, die CDU/ 
uU aber als Klassenfeinde be- 

‚chnete, war er für die!Ar- 
belterpartei"SPD nicht mehr 
Lrarbar. 

KIn Teil des Bundesvorstandes 
Iov Jungdemokraten trat zu- 

ıck, ck, weil er nicht mit einer 

rwanisation (Komitee für Frie- 
len, Abrüstung und Zusammenar- 
beit) an der auch Kommunisten 

obeiligt sind, mitarbeiten 

( 

wollte, 

" uns, Liberale Schüleraktion 

ul Jungdemokraten, stellt sich 
iwlich in der praktischen poli- 

\\schen Arbeit vor Ort die Fra- "» der Zusammenarbeit mit Kon- 

uniLsten,; 
| A on 

tl ler SMV, im Hochschulbereich 

nl der Jugendpolitik sind wir 
Inreit mit Kommunisten zusam- 

nsuarbeiten, wenn es sich hier 
‚ein gemeinsames Ziel, der Er- 
\terung des Freiheitsraumes 
" sehüler, Arbeiter und Stu- 

Ionben handelt, 

no weitere Voraussetzung für 
II» Zusammenarbeit ist, daß der 

ındpunkt ndpunkt der Jungdemokraten 
vorfälscht deutlich gemacht 

Ion kann. 
ıktilsche ktilsche Beispiele sind hier- 

ir ie gemeinsamen Forderun- 
vn nach politischem Mandat im 
hul= und Hochschulbereich, 

bessere Ausbildung in Schule 
und Betrieb für Auszubildende 
(30% des Berufsschulunterrich- 
tes fallen aus), Durchsetzunr 
des KDV-Gesetzentwurfes, Schlul 
mit den Berufsverboten, Abrüs- 
tung usw.. 
Eine Notwe 

sammenarbe 
nis mit Kommunisten ergibt sich 
immer dann, wenn eine Zusamnmen- 
arbeit mit unseren natürlichen 

Bündnispartnern (Jusos, Gewerk- 

digkeit zu einer Zu- 
+ 
t o 

vr 

di 

3 

eE schaftsjugend) nicht ausreichen 

erscheint. So ist es zum Bei- 

spiel notwendig, bei der Forde- 
rung nach einem Jugendzentrum 
in Selbstverwaltung möglichst 
viele Gruppen zu beteiligen, um 
eine bessere Chance zur Durch- 

setzung zu bekommen. 

Mufter Mlamet “oda 

PARDONS START-CARTOON 

= 

} 

„Bald haben wir die Mehrheit ler Bevölkerung auf unserer Neite der zu einem Bünd- | 
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j Kommu- er bei den 

Frage: 
T cp DEF SDAJ ’ MStH g i/l i/lı i/l ..; 

r+ uns aber 
zu kriti- 

nisten Kommen 
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G ı  hinde 
mit den ; : Tändern 

I dene I re : , \ ; & 
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Karussel dreht sich 

einen Arbeitskreis 

gegründet, der sich 

zusammensetzt - leider 

lichen in diesem Ar- 

organisiert. Warum? 

daran, daß viele 

daß es in allererster 

nichts los in Nehein- 

mit Arbeit verbunden 
nein. 

werden dieselben 

heute sagen: "ich will 

Und dann darüber 

al wieder Sch... ist", 

struktive Kritik ist 
besser. Heute hat 

die Weichen mitzu- 

essen verwirklichen 

nach dem Motto "ich 

nichts ändern" 

zuarbeiten. 

Demnächst wird eine 

am Berliner Platz in 

keit der Mitarbeit 
könnt Ihr über die 
Redaktion erfahren. 
Also: Tut mal was, 

überlaßt das Feld nicht 

organisationen. Gerade 

in vielen kKäallen wert- 

ist ihre Mitarbeit so 

7 

( en ı  

\ 

IL 



1 Wer oder was regiert den freiheitlich inspi- rierten Rechtsstaat? Die geistigen und politischen Gesetze 
die kinsicht verbreiten 
könnte, daß sich der 

ebenso machtvolle wie 

empfindliche Rechts- 
staat sogar unter dem 

Angriff von Terroristen 
letztlich doch nur 
selbst zur Unkenntlich- 
keit verändern kann, 
dann dürfte die Dis- 

Träger dee Rechts- _ _kussion nicht 90 bös- 
staats - Bürger, Politi- artig verlaufen,wie gie 
ker und Beamte - wissen, jüngste Sicherheits- 
daß man sogar aus guteM debatte. 
Willen zur Selbstver- 

seiner inneren Räson 

oder etwa die äußeren 
und inneren Heraus- 
forderungen der Ter- 

roristen? Sorern die 

E77 . - 
FIIR Re 

2; ar » ” nn 

SR - 
TE 

m 

Totale Bicherheit 
teidigung diese politi- Bei einer solchen SZ-Zeichnung: Marie Marcks 

sche Lebensform derart 
verändern kann, daß sie 
unter der Hand ihr Ge- 

sicht verliert, dann 
ist zugleich klar, daß 
man das Gesetz des Han- delns aus der Hand gäbe, 

falls man nach jedem 
weiteren Terroranschlag 
ein weiteres Gesetz be- 

schließen wollte. Wenn 
sich aber erst einnal 

Selbstbestimmung hilft 
freilich keine der von 

beiden Seiten geprägten Leerformeln substantiell 

weiter - weder der Ruf 

nach "kraftvollen Han- 
deln" {H. Kohl) noch 
die Beschwörung, das nAußerste" (W. Maihofer) 
zu tun und bis an die 

"Grenzen des Rechts- 

Freiheit und Sicherheit 
als prinzipiellen Ge- 
gensatz konstruieren 
noch darf man die Ge- 

fahr von Gesetzen über- 
sehen, die weder Frei- 

heit noch Sicherheit mit sich bringen. Diese Schlagworte dienen all-; 

zuoft nur dazu, Ent- 
schiedenheit auszu- strahlen, wo der Gegner 

Schwäche bescheinigt. 

Die sterilen und ı  gleichwohl giftigen 

Sicherheitsdebatten 
haben ihren Grund 
darin, daß der Kampf 
gegen die Terroristen 
immerzu Hand in Hand 
geht nit dem Kanpf 
gegen die politische 
Partei auf der anderen 
Seite des Hauses - und 

darin, daß die partei- politische Auseinander- 

setzung dabei in den 

Vordergrund rückt. Wie 
aber kann die mO- 

‚ralische Isolierung 
der Terroristen und 

ihrer Sympathisanten 
tatsächlich gelingen, 
wenn zunächst der 

politische Gegner mo- 
ralisch isoliert wer- 
den soll? Wer dem 

Terrorismus den 

geistigen Nährboden 
entziehen will, muß 
immer wieder in alier 

Schärfe auch die 
Grenze zwischen non- 
konformistischer, ja 
radikaler politischer 
Kritik und dem politi- 
schen Verbrechen 

markieren.. Wer aber 
immer wieder alles, 

was ihm politisch, 
sozial und intel- 

lektuell nicht paßt, 
zusanmmenwirft mit dem, 
worauf sich niemand 

14 

einlassen darf und 

worauf sich nur der 

Irrsinnige Verbrecher 
einläßt, der bringt 
nich selbst in den 

Verdacht, es gehe ihn 
„war auch um die Ab- 

wehr des Terrorismus, 
uber eben nicht min- 

der um die Abwertung 
des politischen 
begners - getreu der 
perfiden Gedanken- 
kotte: Terroristen, 
indikale, Links- 
nozialisten, Sozial- 
lemokraten, Links- 
liberale... 

% 

Nur wenn man diese 

insetze der partei- 
politischen Dynamisie- 
rung der Sicherheits- 

(rage durchschaut, 
wird man verstehen, 
weshalb sich die Aus- 

einandersetzung g8- 
rndezu zwangsläufig 
nuf Fragen versteift, 
bei denen man von 

vorneherein weiß (und 
wohl auch einkalku- 

liert), daß man zu 
keiner gemeinsamen 
Antwort finden wird. 
Nur so kann man be- 

greifen, weshalb man 
darüber diskutiert, 
was man mit den Ter- 

roristen tun soll, 
wenn man sie erst ein- 

mal gefangen hat, 
utatt genauer zu üher- 

legen, was man tun 
kann, um sie bald zu 

(nngen. Und nur SO 
kunnn man sich einen 

heim darauf machen, 
weshalb die Opposition 
ins Demonstrations- 
ntrafrecht verschärfen 
will oder das bereits 

verschärfte Haftrecht 

Immer noch kritisiert - 
beides Bereiche, 

ll\e mit dem Terroris- 
mun selbst nun wirk- 

Ich nichts zu tun 

hnben. (Gewalttätige 
Yuenmmenrottungen sind 
ohnehin keine Demon- 

“ationen.) 

Ist es politisch zu un- 
ergibig und der 
polemischen Phantasie 
zu blaß, wenn man statt 
dessen fordert, fäl- 
schungssichere Ausweise 
und Kfz-Kennzeichen 
einzuführen - auch ge- 
gen den Widerstand der 
wirtschaftlich be- 
sorgten Schildermacher? 
Erscheint es aussichts- 
los und zudem im 

"Innenvernältnis" zu 
trocken, wenn man auf 

die engstirnigen Hin- 
dernisse in der inter- 

nationalen Fahndung 
verweist? Hat sich der 

"Sicherheitsföderalis- 
mus" wirklich darauf 

versteift, daß das 

Bundeskriminalanmt 

Fahndunesbilder erst 
veröffentlichen darf, 
wenn es bei den Länder- 

justizbehörden gefragt 
hat - derweil die Mör- 
der vielleicht über 
alle Berge sind? Die 
Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern sowie 

zwischen den Sicher- 

heitsorganen des Bundes 
läßt sieh in vielleicht 

unscheinbaren, aber 
funktionell wichtigen 
Funkten durchaus noch 

verdichten. Es muß ja 
nicht sein, daß - wie 
geschehen - das Bundes- 
kriminalamt den Atonm- 

wissenschaftler Traube 

polizeilich vernimmt, 
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t dramatisch, aber immer fassungs- In diesen Wochen is 
ber sein - auch wenn sie 

utte ‚Urteil gefallen. A ei 

klich so ge- experten sagen, die p 

wäre wohl mancher böse setzung gehe an den te 
Vogel flugs aufgeflogen. wichtigsten Fragen 

vollends vorbei, dann 

ist dies das härteste 
Urteil, das die Politi- 
ker erwarten können. 

Die Eigenmächtigkeiten 
der letzten Monate 

waren ja nicht nur 

j Zeitung“un: „BlSeUENNe: BARISE Kriminell sind sie nicht mehr: Die ——

Homosexuvellen in unserer Gesell- N 

i schoft. Der berüchtigte $ 175 wur- j 

fehlt, sondern trophal dramatische Verbrechen siert. Rschtlich gesehen dürften .." v Tora | y 

desorganisierh. serer Gesellschaft nicht mehr be- a NE i ' 

nachteiligt werden, F u 
Die Wirklichkeit sieht anders aus: Saiet 
So werden Homosexuelle aus etlichen 

sozialen Berufen (z.B. Erzieher) | 
ausgeschlossen, um nur ein beson- nf 
ders grovierendes Beispiel zu nen- BR 
nen. Insgesamt hat sich on ihrer 
Diskriminierung kceum etwas verön- 
dert. Nur das Etikett wurde gewech- 
selt: Statt von Kriminellen spricht 
man nun von Kranken, 

Krank bedeutet donn häufig auch 
gleich ererbter Fehler, Womit dann 
wiederum die ous der Diagnose 
"krank" abzuleitende Forderung 

eypis; 

Zunächst muß festgehalten werden, 
daß es eine Kontroverse, ob Homo- 
sexvalitäöt angeboren oder erlernt 
ist, nicht geben kann. Viel zu 
eindeutig steht fest, doß soziole 
Faktoren eine gewaltige Rolle bei 
der Entstehung von Homosexualität 

, : spielen, (Die hohe Rate Homosaxu- 
rigeli Bahondlung abgewiesen ward, eller Kontakte in Internaten, Hei- 
Auf die hier angeschnittene Proble- meh; Gefängnfssen und Ähnlichen 
matik gehen wir nochher ousführlicher i a 

: Institutionen macht dies deutlich). BADN Die Frage könnte also höchstens 

rm] een louten; ob konstutionelle, also ı  | 3 Ur 1" h4 2 IN Ns ongeborene Faktoren, auch 
ı  y < Na eine Rolle spielen. 
n nı n FAZEN = Woher rührt nun die gesellschaft- 

ellen erfahren? Eine Reihe von Pnk- 

ten erscheint hier wichtig: 

* Zunächst dienen Minderheiten dozu, 
die Geschlossenheit einer Gesell- 

schaft zu demonstrieren. Dann die 

gemeinsamen, moralischen und 
sonstigen Vorstellungen werden 
durch Konfrontation mit Minder- 
heiten deutlich. 

* Einrichtungen wie die Fomilie werden 
durch Homosexualität in Frage ge- 
stellt. 

Zuwenig Sex, was? * Sexualitöt wird unabhängig von ihrer 
“ " Fortplanzungsfunktion gesehen. Dies 

widerspricht jeder kirchlichen Moral- 
vorstellung. 



Diskutiert diese Fragen doch mol ir 
Unterricht! Interessant dürfte hier- 

bei auch die kulturelle Entwicklung 
sein. Es gibt schließlich hervorrogen- 
de Überlieferungen über Homosexvoli- 
töt in der Antike. Aber auch die Ver- 

folgung Homosexueller im 3. Reich kann 

Doch nun zu der individuellen Seite 

des Bereiches. Untersuchungen haben 
gezeigt, doß gerade im Schulalter 
Jugendliche mit solchen Problemen 
völlig allein stehen. 
Do man bei seinen sexuellen Gefühlen 

sehr unsicher ist, das gorze Thema 

tabuisiert hat und man selbst obge- 
stempelt werden konn, besteht koum ei- 
ne Chance darüber zu sprechen. Hierzu 
muß man wissen, deß es sich hierbei 
nicht um individuelle Probleme handelt, 
sondern doß co. 30 & aller Jugendlichen 
irgendwonn homosexuelle Gefühle ent- 
wickelt und z,T. auch Erfohrungen 
mochen,. 

Was soll nun jemond machen, für den 
Homosexualitdt zum Problem geworden 
ist. Drei Ziele sind denkbar: 

a) die Homosexualität zu akzeptieren 
und damit klor zu kommen 

b) neben seinen homosexuellen Bedürf- 
nissen heterosexuelle Bedürfnisse 

zu entwickeln 

©) die homosexuellen Bedürfnisse zu 
verlieren, um heterosexuell zu wer- 
den. 

Allein ist es wohl koum zu schaffen, 
eins dieser Ziele zu erreichen. Es ist 

schon ungeheuer schwierig, sich allein 
darüber klar zu werden, welches 

Ziel man Überhaupt erreichen will. 
Die meisten Berotungsstellen wer- 
den dos letzte Ziel ohne Diskussion 

vorgeben. 
Mon muß schon GlUck haben, wenn 
man auf erfohrene Beroter trifft, 
die einem dobei helfen, sich 
zwischen den drei Zielen zu ent- 

scheiden. 

Folls mon sicher ist, sich fUr dos 
Ziel 0) entschieden zu haben, soll- 
te man Kontakt zu einer Homosexu- 

ellen Gruppe suchen, die einem 
sicherlich helfen wird. 



Achtung, Interessenten, 

nebenstehenden Coupon 
ausschneiden, auf aus- 
reicnend frankierte 

Fostkarte kleben, Ge- 
wünschtes ankreuzen 

(Absender nicht ver- 
gessen) und einsenden 
an 

Kontaktadresse: 

Jürgen Klein 
  

\ ’ Coupon: 
a 

Ll 

Name Pr 

| 
Vorname 

Straße 
Nr. 
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